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Stellungnahme zum Vorhaben „Neuaufschluss Kiessandtagebau Chursdorf“ der Mulden 
Kies & Sand GmbH (Gemarkung Chursdorf, Stadt Penig)  
hier: Festlegung des Untersuchungsrahmens im Scoping-Verfahren nach § 15 UVPG 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Namen des BUND Landesverband Sachsen e.V. nehmen wir hiermit im Rahmen des Scoping-Verfah-
rens Stellung zum oben genannten Vorhaben. Ziel unserer Stellungnahme ist es, auf die aus unserer 
Sicht entscheidenden Konfliktpunkte hinzuweisen und den aus unserer Sicht zwingend erforderlichen 
Untersuchungsrahmen für die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) festzulegen. 

Nach sorgfältiger Analyse der „präzisierten Tischvorlage“ vom 07.05.2025 müssen wir feststellen, 
dass das Vorhaben aus Gründen des Natur-, Arten- und Landschaftsschutzes auf unsere vollumfäng-
liche Ablehnung stößt. 

Unsere Position begründen wir wie folgt: 

1. Unvereinbarkeit mit den Schutzzielen europäischer und nationaler Schutzgebiete 

Das Vorhaben ist in mehrfacher Hinsicht unvereinbar mit dem Schutzstatus des geplanten Standorts: 

• Lage im Europäischen Vogelschutzgebiet (SPA-Gebiet): Das gesamte 9,9 ha große Plangebiet liegt 
innerhalb des Europäischen Vogelschutzgebietes (SPA) „Tal der Zwickauer Mulde" (4842-452). Ein 
solches Vorhaben widerspricht den Erhaltungszielen des Gebietes fundamental. Nach § 34 Abs. 1 
BNatSchG ist bereits im Rahmen einer FFH-Vorprüfung zu klären, ob erhebliche Beeinträchtigungen 
der Erhaltungsziele offensichtlich ausgeschlossen werden können. Da das SPA u.a. Schwarzstorch 
(Ciconia nigra), Rotmilan (Milvus milvus) und weitere störungsempfindliche Anhang-I-Arten beher-
bergt, ist eine solche Offensichtlichkeit bei einem 40-jährigen Industriebetrieb mit Rodung, Lärm und 
Staubemissionen nicht gegeben. Wir fordern daher, dass im Untersuchungsrahmen verbindlich fest-
gelegt wird, dass die FFH-Vorprüfung diese offensichtliche Unvereinbarkeit dokumentiert oder – 
falls das Oberbergamt dies anders sieht – eine vollständige FFH-Verträglichkeitsprüfung erfolgen 
muss. 

• Lage im Landschaftsschutzgebiet (LSG): Das Vorhaben befindet sich zudem vollständig im Land-
schaftsschutzgebiet „Mulden- und Chemnitztal". Gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 1 der 
Schutzgebietsverordnung vom 27. Juli 2017 ist der Abbau von Bodenschätzen in diesem Gebiet 
grundsätzlich verboten. Der Schutzzweck gemäß § 3 Abs. 2 der VO umfasst u.a. „die Erhaltung und 
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Pflege sowie gegebenenfalls die Wiederherstellung der ökologisch wertvollen Biotoptypen und 
gebietsprägenden Landschaftsbestandteile, insbesondere der Buchen- und Bergfichtenwälder, Au- 
und Schluchtwälder, [...] naturnahen Flussabschnitte, [...] sowie die Erhaltung, Entwicklung oder 
Wiederherstellung der vorgenannten Lebensstätten und Lebensräume zur Sicherung der 
Vorkommen der wildlebenden Pflanzen und Tiere". Ein 40-jähriger Kiesabbau mit vollständiger 
Rodung von 9,9 ha Wald steht in fundamentalem Widerspruch zu diesen Schutzzwecken. Eine 
Befreiung nach § 67 BNatSchG setzt voraus, dass „die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall zu 
einer unzumutbaren Belastung führen würde" oder „die Befreiung [...] dem Wohl der Allgemeinheit 
dient". Wir bestreiten, dass privatwirtschaftliche Kiesinteressen ein solches „Wohl der 
Allgemeinheit" darstellen, das die genannten Schutzzwecke überwiegen könnte. Wir fordern daher, 
dass im Untersuchungsrahmen verbindlich festgelegt wird, dass die Antragsunterlagen eine 
detaillierte Begründung enthalten müssen, warum die LSG-Befreiung rechtlich zulässig sein soll – 
einschließlich einer Abwägung mit den konkret betroffenen Schutzzwecken nach § 3 Abs. 2 der 
LSG-VO. 

• Lage im regionalplanerischen Vorbehaltsgebiet: Der Regionalplan Chemnitz weist die Fläche als 
Vorbehaltsgebiet für „Arten- und Biotopschutz“ aus. Der geplante Tagebau steht in direktem Wider-
spruch zu dieser Festlegung. 

2. Massive Eingriffe in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild 

• Waldverlust und Zerstörung von Lebensräumen: Das Vorhaben würde die Zerstörung von ca. 9,9 
ha Wald bedeuten. Dies würde nach Art und Größe des Vorhabens mutmaßlich zu einem 
vollständigen Verlust des Lebensraums für zahlreiche, teils streng geschützte Tier- und 
Pflanzenarten und insbesondere deren Lebenräumen führen. 

• Verstoß gegen das Artenschutzrecht: Es ist davon auszugehen, dass durch die Rodung, den Lärm 
und den Betrieb der Anlage die Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG für eine Vielzahl von Arten 
erfüllt werden. 

• Gefährdung des Wasserhaushalts: Die Lage nur 400 m von der Zwickauer Mulde entfernt birgt Risi-
ken für das lokale Wasserregime. 

3. Mängel im Wiedernutzbarmachungskonzept und unzumutbare Immissionen 

• Verfüllung mit bergbaufremdem Material: Das Konzept sieht vor, das Abbau-Defizit von ca. 1,1 Mio. 
Tonnen mit „bergbaufremden Massen“ zu schließen. Dieses Vorgehen birgt erhebliche Risiken hin-
sichtlich Schadstofffreiheit und zeitnaher Rekultivierung. 

• Lärm- und Staubbelastung: Die geplanten Betriebszeiten stellen eine erhebliche Belastung für die 
Anwohner der nahegelegenen Ortschaften Helsdorf (230 m) und Chursdorf (515 m) dar. 

4. Fehlende Darlegung zwingender Gründe und mangelhafte Alternativenprüfung 

Die Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens hängt maßgeblich davon ab, ob die oben genannten Verbote 
und Beeinträchtigungen durch eine Ausnahmegenehmigung überwunden werden können. Dies ist nach 
unserer Auffassung ausgeschlossen, muss jedoch im Rahmen der UVP zwingend tiefgreifend unter-
sucht werden. 

Bewertung der Ausnahmegründe nach Art. 6 Abs. 4 FFH-Richtlinie: Eine Genehmigung des Vorhabens 
im SPA-Gebiet wäre nur unter den extrem strengen Voraussetzungen des Art. 6 Abs. 4 der FFH-Richtlinie 
möglich. Hierfür müssten zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses (sog. IROPI-
Gründe) nachgewiesen werden. Die in der Tischvorlage (1.5) genannten Argumente – „Arbeitsplätze in 
der Region zu erhalten“ und die „Versorgung“ des Raumes Chemnitz mit Sanden und Kiesen – stellen 
keine solchen Gründe dar. Es handelt sich um rein privatwirtschaftliche Interessen der antragstellenden 
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Firma. Wir bitten darum, dass im UVP-Bericht detailliert nachgewiesen werden muss, ob ein das Schutz-
interesse am europäischen Naturerbe überwiegendes, qualifiziertes öffentliches Interesse vorliegt. Dies 
würde eine nachprüfbare, überregionale Bedarfsanalyse erfordern, die belegt, dass die Versorgungssi-
cherheit für die Region ohne genau diesen Tagebau nachweislich gefährdet wäre. Nach der Rechtspre-
chung des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG, Urt. v. 20.11.2008 – 7 C 10.08) ist „nicht kraft Gesetzes 
festgestellt, dass jede von einem Unternehmen beabsichtigte Gewinnung von Bodenschätzen dem 
Allgemeinwohl dient". Vielmehr muss das öffentliche Interesse „zwingend" und „überragend" sein. 
Regionale Rohstoffversorgung und private Arbeitsplätze genügen diesen Anforderungen nicht, wenn – 
wie hier – Alternativen außerhalb von Schutzgebieten existieren und technologische Alternativen (RC-
Baustoffe) den Bedarf reduzieren können. Wir fordern daher, dass der Untersuchungsrahmen verbindlich 
festlegt: Der UVP-Bericht muss eine Analyse enthalten, ob eine akute Mangellage für Kiessande im 
Raum Chemnitz besteht, die nicht durch bestehende Abbaustandorte außerhalb von Schutzgebieten 
oder durch verstärktes Baustoff-Recycling gedeckt werden kann. 

• Notwendigkeit einer umfassenden und ergebnisoffenen Alternativenprüfung: Sowohl die FFH-Ver-
träglichkeitsprüfung als auch das UVP-Recht fordern zwingend eine Prüfung von Projektalternati-
ven. Die vorliegenden Unterlagen lassen eine solche Prüfung vollständig vermissen. Eine pauschale 
Behauptung der Alternativlosigkeit ist nicht ausreichend. Wir bitten darum, dass die Alternativenprü-
fung zu einem zentralen und tiefgreifend zu untersuchenden Bestandteil des UVP-Berichts gemacht 
wird. Diese Prüfung muss systematisch, transparent und nachvollziehbar dokumentiert werden und 
mindestens folgende Aspekte umfassen: 

• Standortalternativen: Es muss eine umfassende Suche und Bewertung alternativer Abbaustandorte 
erfolgen, die nicht in Schutzgebieten liegen oder geringere Umweltauswirkungen haben. Die Gründe 
für die Auswahl des beantragten Standortes und die Verwerfung von Alternativen sind detailliert 
darzulegen. Wir fordern, dass im Untersuchungsrahmen verbindlich festgelegt wird: Der räumliche 
Suchraum für Standortalternativen muss mindestens den Landkreis Mittelsachsen sowie 
angrenzende Landkreise umfassen, da dies der relevante Wirtschaftsraum für die Versorgung des 
Raums Chemnitz ist. Die Alternativenprüfung muss systematisch erfolgen unter Anwendung eines 
transparenten Kriterienkatalogs (u.a.: Lage außerhalb von SPA/FFH/LSG, Nähe zu 
Verkehrsinfrastruktur, geologische Eignung, Siedlungsabstand >1 km). Die Unzumutbarkeit von 
Alternativen kann nicht allein mit betriebswirtschaftlichen Nachteilen für die Antragstellerin 
begründet werden (vgl. BVerwG, Urt. v. 23.05.2023 – 4 C 1.22). Auch „Bedarfsalternativen" sind zu 
prüfen: Wenn durch verstärktes RC-Baustoff-Recycling der regionale Bedarf um z.B. 30% gesenkt 
werden kann, reduziert dies die Dringlichkeit des Vorhabens erheblich und muss in die Abwägung 
einfließen. 

• Technologische Alternativen: Es ist zu prüfen, inwieweit der Bedarf durch andere Quellen, z.B. durch 
konsequentes Baustoff-Recycling, gedeckt werden kann. 

• Die Nullvariante: Die Auswirkungen eines Verzichts auf das Vorhaben (Unterlassensalternative) 
sind umfassend zu beschreiben und zu bewerten. 

5. Verbindliche Festlegungen zum Untersuchungsrahmen nach § 15 UVPG 

Das Scoping-Verfahren nach § 15 UVPG dient der verbindlichen Festlegung des Untersuchungsrahmens 
für den UVP-Bericht. Was im Scoping nicht als untersuchungspflichtig festgelegt wird, kann später nicht 
ohne Weiteres nachgefordert werden. Wir fordern daher mit Nachdruck, dass folgende Punkte im 
jetzigen Verfahrensschritt im Scoping-Protokoll als verbindliche Bestandteile des 
Untersuchungsrahmens aufgenommen werden: 
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a) Artenschutzrechtliche Kartierungen: 

• Brutvögel: Flächendeckende Revierkartierung nach DDA-Standard über mindestens zwei Brutperio-
den (2026 und 2027), einschließlich Horstsuche für Großvögel (Schwarzstorch, Rotmilan, Wespen-
bussard) im Umkreis von 3 km 

• Fledermäuse: Netzfänge, Detektorbegehungen und Quartiersuche (Baumhöhlen) über eine vollstän-
dige Aktivitätsperiode (März–Oktober) 

• Haselmaus: Nistkastenkontrollen über zwei Jahre nach dem Methodenstandard des BfN 

• Amphibien: Laichgewässerkartierung im Umkreis von 500 m, einschließlich Wanderkorridore 

• Reptilien: Erhebung u.a. zu Zauneidechse, Blindschleiche und Schlangenarten 

• Xylobionte Käfer: Erfassung totholzbewohnender Arten (insb. FFH-Arten wie Eremit, Hirschkäfer) 

• Waldameise: Erfassung von Ameisenkolonien 

b) FFH-/SPA-Verträglichkeit: 

• FFH-Vorprüfung mit expliziter Prüfung, ob erhebliche Beeinträchtigungen „offensichtlich 
ausgeschlossen" werden können (§ 34 Abs. 1 BNatSchG). Falls nicht: vollständige FFH-
Verträglichkeitsprüfung 

• Kumulative Wirkungen: Berücksichtigung bestehender und geplanter Vorhaben im SPA (z.B. 
Straßenbau, Windkraft, andere Abbauvorhaben) 

• Kohärenzsicherung: Darstellung konkreter Kohärenz sichernder Maßnahmen nach § 34 Abs. 5 
BNatSchG, falls Abweichungsprüfung erforderlich wird 

c) Alternativenprüfung: 

• Räumlicher Suchraum: Mindestens Landkreis Mittelsachsen plus angrenzende Landkreise 

• Kriterienkatalog: Transparente, nachvollziehbare Ausschlusskriterien und Eignungskriterien 

• Bedarfsalternativen: Quantifizierung des Potenzials von RC-Baustoffen zur Bedarfssenkung 

• Nullvariante: Detaillierte Darstellung der Umweltauswirkungen bei Verzicht auf das Vorhaben 

d) Wasserhaushalt und WRRL-Konformität: 

• Hydrologisches Gutachten zur Grundwasserströmung und möglichen Beeinträchtigung der 
Zwickauer Mulde (400 m Entfernung) 

• Nachweis der Vereinbarkeit mit den Bewirtschaftungszielen nach §§ 27, 47 WHG (WRRL-Konformi-
tät) 

e) LSG-Befreiung: 

• Detaillierte Begründung, warum eine Befreiung nach § 67 BNatSchG rechtlich zulässig sein soll, ein-
schließlich Abwägung mit den Schutzzwecken nach § 3 Abs. 2 der LSG-VO Mulden- und Chemnitztal 
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Fazit und Forderungen an den Untersuchungsrahmen 

Das Vorhaben ist an dem geplanten Standort aus unserer Sicht nicht genehmigungsfähig. Sollte 
dennoch ein Planfeststellungsverfahren eingeleitet werden, fordern wir verbindlich, die oben genannten 
Punkte (insbesondere Abschnitt 5) als zwingenden und zentralen Bestandteil des 
Untersuchungsrahmens festzulegen. Die Hürden für eine Ausnahme von naturschutzrechtlichen 
Verboten sind extrem hoch, und die Darlegungslast liegt vollumfänglich bei der Antragstellerin. 

Wir fordern das Sächsische Oberbergamt auf: 

1. Die in dieser Stellungnahme dargelegten Untersuchungsanforderungen vollständig in das Scoping-
Protokoll aufzunehmen und der Antragstellerin als verbindliche Vorgaben für die Antragsunterlagen 
zu übermitteln. 

2. Uns das Scoping-Protokoll nach Fertigstellung zuzusenden, damit wir prüfen können, ob unsere For-
derungen berücksichtigt wurden. 

3. Uns am gesamten weiteren Verfahren zu beteiligen, insbesondere bei der Auslegung der 
vollständigen Antragsunterlagen nach § 57a BBergG. 

Sollte das Oberbergamt unseren Forderungen zum Untersuchungsrahmen nicht folgen, behalten wir uns 
vor, dies gegenüber dem Sächsischen Staatsministerium für Energie, Klimaschutz, Umwelt und 
Landwirtschaft (SMEKUL) als Fachaufsicht sowie ggf. im Rahmen einer späteren Anfechtung des 
Planfeststellungsbeschlusses geltend zu machen. 

Wir bitten sie daher, das Vorhaben kritisch zu prüfen und unseren Darlegungen zum Untersuchungsrah-
men zu folgen und uns am weiteren Verfahren zu beteiligen. 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


